
 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (GmbH) 
 
I. Ausschließliche Geltung unserer Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) 

Nachstehende Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) gelten ausschließlich; entgegenstehende 

oder abweichende Geschäftsbedingungen, erkennen wir nicht an, es sei denn, wir als Verkäufer 

stimmen ihrer Geltung ausdrücklich zu. 

II. Vertragsschluss 

1. Bis zur Annahme sind unsere Angebote freibleibend.  

2. Der Käufer ist an die Bestellung maximal 2 Wochen gebunden. Der Kaufvertrag ist abgeschlos-

sen, wenn der Verkäufer die Annahme der Bestellung innerhalb der jeweils genannten Fristen in 

Textform bestätigt oder die Lieferung ausführt. Der Verkäufer ist jedoch verpflichtet, den Besteller 

unverzüglich zu unterrichten, wenn er die Bestellung nicht annimmt.  

3. Weicht die Annahme von unserem Angebot ab, kommt der Vertrag erst mit der Auftragsbestä-

tigung zustande. 

III. Nebenabreden/Zusicherungen/Vertragsänderungen/Schriftform 

1. Mündliche Nebenabreden, Zusicherungen von Eigenschaften und nachträgliche Vertragsände-

rungen haben nur Gültigkeit, wenn sie von dem Verkäufer in Textform bestätigt werden. 

2. Angaben des Verkäufers über Baujahr, Lieferumfang, Aussehen, Leistungen, Maße und Ge-

wichte, Betriebsstoffverbrauch, Betriebskosten, Geschwindigkeit, Dauer und Maß der Benutzung 

des Kaufgegenstandes, insbesondere über den Kilometerstand, sind nur als annähernd zu be-

trachten und stellen keinen zugesicherten Eigenschaften dar. 

IV. Übertragung von Rechten und Pflichten des Käufers 

Eine Übertragung von Rechten und Pflichten aus diesem Auftrag ist nur mit schriftlicher Geneh-

migung des Verkäufers zulässig. 

V. Preise 

1. Unsere Preise gegenüber gewerblichen Kunden sind Nettopreise. Die Mehrwertsteuer wird in 

gesetzlicher Höhe am Tag der Rechnungsstellung gesondert ausgewiesen. Für Verbraucher geben 

wir Endpreise an. Unsere Preise gelten ab unserem Geschäftssitz. Zölle, Abgaben, Verpackung, 

Versandkosten und Versicherungen sind gesondert zu zahlen. Vereinbarte Nebenleistungen wer-

den zusätzlich berechnet. Anbringungskosten für vom Käufer gewünschtes Zubehör oder Kosten 

für vom Käufer gewünschte Umbauten gehen zu seinen Lasten, soweit keine andere Vereinbarung 

erfolgt ist. 

2. Skonto- und Rabattzusagen gelten nur, sofern sie schriftlich vereinbart werden.  

VI. Zahlungen 

Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind bei Übergabe des Kaufgegenstandes und Aus-

händigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung fällig. Zahlungen sind per Überweisung 

am Sitz des Verkäufers und nur an diesen selbst zu leisten. 

VII. Lieferung und Lieferverzug 

1. Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich oder unverbindlich vereinbart werden können, 

sind 

In Textform anzugeben. Lieferfristen beginnen mit Vertragsabschluss. 

2. Der Käufer kann zwei Wochen, nach Überschreiten eines unverbindlichen Liefertermins oder 

einer unverbindlichen Lieferfrist den Verkäufer auffordern, zu liefern. 

Mit dem Zugang der Aufforderung kommt der Verkäufer in Verzug. Hat der Käufer Anspruch auf 

Ersatz eines Verzugsschadens, beschränkt sich dieser bei leichter Fahrlässigkeit des Verkäufers auf 

höchstens 5 % des vereinbarten Kaufpreises. 

3. Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten und/oder Schadensersatz statt der 

Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer nach Ablauf der betreffenden Frist gemäß Ziffer 2, 

Satz 1 dieses Abschnitts eine angemessene Frist zur Lieferung setzen. Hat der Käufer Anspruch 

auf Schadensersatz statt der Leistung, beschränkt sich der Anspruch bei leichter Fahrlässigkeit auf 

höchstens 10 % des vereinbarten Kaufpreises. Ist der Käufer eine juristische Person des öffentli-

chen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss 

des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit han-

delt, sind Schadenersatzansprüche bei leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 

Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die Lieferung durch Zufall unmöglich, so haftet er 

mit den vorstehend vereinbarten Haftungsbegrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, wenn der 

Schaden auch bei rechtzeitiger Lieferung eingetreten wäre. 

4. Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbindliche Lieferfrist überschritten, kommt der 

Verkäufer bereits mit Überschreiten des Liefertermins oder der Lieferfrist in Verzug. Die Rechte 

des Käufers bestimmen sich dann nach Ziffer 2, Satz 3 und Ziffer 3 dieses Abschnitts. 

5. Die Haftungsbegrenzungen und Haftungsausschlüsse dieses Abschnitts gelten nicht für Schä-

den, die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Verkäufers, 

seines gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von 

Leben, Körper oder Gesundheit. 

6. Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen Lieferanten eintretende Betriebsstörungen, 

die den Verkäufer ohne eigenes Verschulden vorübergehend daran hindern, den Kaufgegenstand 

zum vereinbarten Termin oder innerhalb der vereinbarten Frist zu liefern, verändern die in Ziffern 

1 bis 4 dieses Abschnitts genannten Termine und Fristen um die Dauer der durch diese Umstände 

bedingten Leistungsstörungen. Führen entsprechende Störungen zu einem Leistungsaufschub 

von mehr als vier Monaten, kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte 

bleiben davon unberührt. 

VIII. Abnahme 

1. Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand innerhalb von acht Tagen ab Zugang der Be-

reitstellungsanzeige abzunehmen. Im Falle der Nichtabnahme kann der Verkäufer von seinen ge-

setzlichen Rechten Gebrauch machen. 

2. Verlangt der Verkäufer Schadensersatz, so beträgt dieser 10 % des Kaufpreises. Der Schaden-

ersatz ist höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer einen höheren Schaden nachweist 

oder der Käufer nachweist, dass ein geringerer oder überhaupt kein Schaden entstanden ist. 

IX. Aufrechnung / Zurückbehaltung 

1. Gegen die Ansprüche des Verkäufers kann der Käufer nur dann aufrechnen, wenn seine Gegen-

forderung unbestritten oder entscheidungsreif ist oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt. 

2. Dieselbe Regelung gilt für ein vom Käufer geltend gemachtes Zurückbehaltungsrecht, 

a) sofern Anspruch und Gegenanspruch nicht auf demselben Vertragsverhältnis beruhen, 

b) soweit der Käufer sich auf ein kaufmännisches Zurückbehaltungsrecht beruft.  

X. Eigentumsvorbehalt/Sicherungsübereignung 

1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem Verkäufer aufgrund des Kaufvertrages 

zustehenden Forderungen Eigentum des Verkäufers.  

Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sonderver-

mögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen 

oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit handelt, bleibt der Eigentumsvorbehalt auch bestehen 

für Forderungen des Verkäufers gegen den Käufer aus der laufenden Geschäftsbeziehung bis zum 

Ausgleich von im Zusammenhang mit dem Kauf zustehenden Forderungen. Auf Verlangen des 

Käufers ist der Verkäufer zum Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt verpflichtet, wenn der Käufer 

sämtliche mit dem Kaufgegenstand im Zusammenhang stehende Forderungen unanfechtbar er-

füllt hat und für die übrigen Forderungen aus den laufenden Geschäftsbeziehungen eine ange-

messene Sicherung besteht. Während der Dauer des Eigentumsvorbehalts steht das Recht zum 

Besitz der Zulassungsbescheinigung Teil II dem Verkäufer zu.  

2. Zahlt der Käufer den fälligen Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen nicht oder nicht ver-

tragsgemäß, kann der Verkäufer vom Vertrag zurücktreten und/oder bei schuldhafter Pflichtver-

letzung des Käufers Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Käufer erfolglos 

eine angemessene Frist zur Leistung bestimmt hat, es sei denn, die Fristsetzung ist entsprechend 

den gesetzlichen Bestimmungen entbehrlich.  

3. Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, darf der Käufer über den Kaufgegenstand weder ver-

fügen noch Dritten vertraglich eine Nutzung einräumen. 

XI. Haftung für Sachmängel und Rechtsmängel  

1. Sofern der Käufer ein Verbraucher im Sinne von § 13 BGB ist, kann eine Verkürzung der zwei-

jährigen Verjährungsfrist für Sachmängel und Rechtsmängel auf nicht weniger als ein Jahr ab Ab-

lieferung des Kaufgegenstandes an den Käufer nur wirksam vereinbart werden, wenn der Käufer 

vor Abgabe seiner Vertragserklärung von der Verkürzung der Verjährungsfrist eigens in Kenntnis 

gesetzt und die Verkürzung im Vertrag ausdrücklich und gesondert vereinbart wird. Für Sach- und 

Rechtsmängel an Waren mit digitalen Elementen gelten für die digitalen Elemente nicht die Best-

immungen dieses Abschnittes, sondern die gesetzlichen Regelungen. 

2. Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sonder-

vermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerbli-

chen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit handelt, erfolgt der Verkauf unter Ausschluss jeg-

licher Sach- und Rechtsmängelansprüche. Dieser Ausschluss gilt nicht für Schäden, die auf einer 

grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Verkäufers, seines gesetzlichen 

Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder 

Gesundheit. 

3. Hat der Verkäufer aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen für einen Schaden aufzukommen, 

der leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Verkäufer beschränkt: Die Haftung besteht 

nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa solcher, die der Kaufvertrag dem Verkäu-

fer nach seinem Inhalt und Zweck gerade auferlegen will oder deren Erfüllung die ordnungsge-

mäße Durchführung des Kaufvertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 

Käufer regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Diese Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss 

vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der ge-

setzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und Betriebsangehörigen des Verkäufers für von ihnen 

durch leichte Fahrlässigkeit verursachte Schäden. Dies gilt nicht für Schäden, die auf einer grob 

fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Verkäufers, seines gesetzlichen Ver-

treters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder Ge-

sundheit.  

4. Unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers bleibt eine etwaige Haftung des Verkäufers 

bei arglistigem Verschweigen eines Mangels, aus der Übernahme einer Garantie oder eines Be-

schaffungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt.  

5. Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt werden, gilt folgendes:  

a) Ansprüche wegen Sachmängeln hat der Käufer beim Verkäufer geltend zu machen. Bei münd-

lichen Anzeigen von Ansprüchen ist dem Käufer eine Bestätigung über den Eingang der Anzeige 

in Textform auszuhändigen. 

b) Wird der Kaufgegenstand wegen eines Sachmangels betriebsunfähig, kann sich der Käufer mit 

vorheriger Zustimmung des Verkäufers an einen anderen Kfz-Meisterbetrieb wenden.  

c) Für die im Rahmen einer Mängelbeseitigung eingebauten Teile kann der Käufer bis zum Ablauf 

der Verjährungsfrist des Kaufgegenstandes Sachmängelansprüche auf Grund des Kaufvertrages 

geltend machen. Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers. 

6. Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass Radmuttern grundsätzlich nach ca. 50 km nachzuzie-

hen sind. Dies gilt auch bei Motorwagen. 

XII. Haftung für sonstige Ansprüche 

1. Für sonstige Ansprüche des Käufers, die nicht in Abschnitt XI. „Haftung für Sachmängel und 

Rechtsmängel“ geregelt sind, gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen. 

2. Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Abschnitt VII. „Lieferung und Lieferverzug“ abschließend 

geregelt. Für sonstige Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer gelten die Regelungen in 

Abschnitt XI. „Haftung für Sachmängel und Rechtsmängel“, Ziffer 3 und 4 entsprechend. 

3. Wenn der Käufer ein Verbraucher im Sinne von § 13 BGB ist und Vertragsgegenstand auch die 

Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen ist, wobei das Fahrzeug seine Funk-

tion auch ohne diese digitalen Produkte erfüllen kann, gelten für diese digitalen Inhalte oder di-

gitalen Dienstleistungen die gesetzlichen Vorschriften der §§ 327 ff BGB. 

XIII. Streitbeilegung 

Der Verkäufer wird nicht an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungs-

stelle im Sinne des VSBG teilnehmen und ist hierzu auch nicht verpflichtet. 

XIV. Datenerhebung und -verwendung zur Vertragsabwicklung 

Der Käufer ist mit der Verarbeitung seiner schriftlich angegebenen personenbezogenen Daten, 

insbesondere zu Name, Anschrift, Telefon, Fax, E-Mail oder Handy in Verbindung mit den techni-

schen Daten des Kundenfahrzeugs zur ordnungsgemäßen Abwicklung des zugrunde liegenden 

Vertragsverhältnisses und soweit dies gesetzlich notwendig ist, einverstanden. 

XV. Anwendbares Recht, Gerichtsstand  

1. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

2. Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit 

Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der 

Sitz des Verkäufers. 

3. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Käufer keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, 

nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland ver-

legt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung 

nicht bekannt ist. Im Übrigen gilt bei Ansprüchen des Verkäufers gegenüber dem Käufer dessen 

Wohnsitz als Gerichtsstand. 


